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Wirtschaftspolitische Gedanken und Formen in Frankreich
Alfred jFrisdi, Paris

Seit Kriegsende gibt es in Frankreidi eine sehr 
lebhafte w irtsdiaftspolitisdie Diskussion mit Ge

danken.und Vorstellungen, die n id it selten neue W ege 
einsdilagen und audi über die Grenzen des Landes 
hinaus befruditend wirken. Meistens geht es um den 
Versuch, den Liberalismus den Erfordernissen der 
rnddernen Technik und audi den steigenden sozialen 
Verpfliditungen des Unternehmers sowie des Staates 
anzupassen.

M odernisierung und M arktw irtschaft

Frankreidi Sah sich außerdem der Notwendigkeit einer 
schnellen M odernisierung und Expansion seiner W irt
sdiaft gegenüber, wenn es nidit den endgültigen An
sdiluß an die moderne industrielle Entwidclung ver
lieren wollte. Seine Sadiverständigen gingen ziemlidi 
übereinstimmend von der riditigen oder überspitzten 
Überzeugung aus, daß das freie Spiel der Kräfte und 
auch die in Deutschland erfolgreidi dem onstrierte 
soziale M arktw irtsdiaft n id it mehr ausreichen, um das 
Frankreidi von der Umwelt zu seiner Selbsterhaltung 
aufgezwungene Ziel zu erreidien. Es bedurfte ihrer 
Ansidit nach besonderer außerw irtsdiaftlidier A n
triebskräfte und auch einer wirtschaftlichen Expansions
philosophie, damit der Unternehmer über das reine 
Rentabilitätsdenken hinausgeht, M odernisierung und 
Expansion gewissermaßen in einen Selbstzweck ver
wandelt. Als Gegenleistung mußte ihm der S taat eine 
gewisse Risikodeckung geben und audi bereit sein, 
durdi direkte Beteiligungen der in jeder W irtschaft 
schließlidi entscheidenden Rentabilität w ieder zu ihren 
natürlichen Rechten zu verhelfen. Es entstand so die 
liberale Form der Planung, verbunden mit einer 
außergewöhnlich engen und vielfältigen Verfleditung 
zwisdien staatlid ien  Betrieben und Privatwirtsdiaft. 
Frankreidi gab sich ferner eine eigene sozialpolitische 
Linie, die, wenn man sich etwas oberflächlich aus- 
drüdien darf, die Mitbestimmung durch Produktivi
tätsprämien ersetzte und das Schwergewicht der sozia
len Beziehungen von den Gewerkschaften in den 
Betrieb verlagerte, d. h. mit versdiiedenen M itteln der 
Betriebsgemeinsdiaft, der organischen Zusammen
arbeit zwischen Kapital und Arbeit zustrebt.

All dies stellten die französisdien W irtsdiaftstheoreti- 
ker in jüngster V ergangenheit unter den Sammelbe
griff der konzertierten Wirtschaft, die sich auf halbem 
W ege zwischen der staatlichen Interventionspolitik 
und dem Liberalismus befindet und sidi auf das Be

wußtsein von der gegenseitigen Abhängigkeit nicht 
nur der Sozialpartner, sondern auch der W irtschaft und 
des Staates stützt. Diese versdiiedenen Entwicklungs
tendenzen in  Frankreidi sind hinreichend bekannt und 
brauchen daher nicht näher erläutert zu werden. Die 
folgenden Ausführungen dienen daher Erwägungen, 
die neuerdings zur Ergänzung oder zur Abänderung 
der vorherrsdienden Doktrin ins Gespräch gebradit 
werden. Sie möchten außerdem die H intergründe der 
französischen Konjunktur mit ihren Sdiwierigkeiten 
und Zukunftsaussichten beleuditen,

O bligatorische Verpflichtung sum  P la n ?

Der IV. französisdie M odernisierungsplan, der prak
tisch am 1. Januar dieses Jahres in Kraft trat, jedodi 
im günstigsten Falle vom Parlam ent erst gegen Ende 
des Frühjahrs ratifiziert werden wird, löste eine noch 
nicht beendete Diskussion über den Charakter der 
Planung aus. Bisher bestand ein französischer W irt
schaftsplan darin, daß das Planungsamt in enger Zu
sammenarbeit mit den V ertretern der Industrie allge
meine Richtlinien für die Investitionen ausarbeitete 
und die Regierung ersudite, deren Anwendung durch 
die Kredit- und Steuerpolitik entsprechend zu fördern. 
Die Verwirklichung des Planes w urde durch die auf 
allen Ebenen erzielte Übereinstimmung sichergestellt, 
so daß die festgesetzten Planungsziele automatisch 
von der W irtschaft übernommen wurden und es kaum 
eines öffentlidien Druckes bedurfte, um dem Plan zum 
Erfolg zu verhelfen.

In der ersten Nadikriegszeit hatte  allerdings die 
Regierung die Möglichkeit, der Wirtschaftsentwicklung 
verhältnism äßig stark ihren eigenen Stempel aufzu- 
drüdcen. Das Schwergewicht lag bei den Grundindu
strien, d ie  entweder dem Staate gehören oder auf 
direkte Kredite angewiesen waren. N odi je tzt kann 
die Regierung z. B. die Preispolitik der Stahlindustrie 
in theoretisdiem  Widerspruch zu den  Bestimmungen 
der M ontanunion durdi Zinsbonifikationen sehr un
m ittelbar beeinflussen. Es gab außerdem lange ein 
verzweigtes System der direkten und indirekten 
Preiskontrolle sowie der Absatzlenkung, nicht nur 
durch Kredite, sondern auch durdi die Umsatzsteuer, 
die bei den in Frankreich üblidien Sätzen von 20 bis 
30®/» eine erheblidie Rolle spielt.

Inzwisdien tra t jedoch eine fühlbare Normalisierung 
der V erhältnisse ein. Der Kapitalm arkt besitzt eine 
fast unvorstellbare Flüssigkeit. Nicht wenige Banken
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sind in der Lage, falls sie es wünsdien, den Kunden
kredit für das Ratenzahlungsgesdiäft nadi eigenem 
Ermessen zu organisieren. Die öffentlidien Investi
tionskredite verloren selbst im verstaatliditen Wirt- 
sdiaftssektor zugunsten des Kapitalm arktes nnd teil
weise audi der Eigenfinanzierung erheblidi an Ge
widit. Außerdem verlagerte sid i die Planung mehr 
und m ehr von der Grundindustrie und den Großbe
trieben auf die verarbeitenden Industrien und audi 
auf den Handel, dessen Reorganisation und Konzen
tration für Frankreidi lebenswiditig ist, da er eine 
empfindlidie preislidie Belastungsquelle darstellt.

Es ist natürlidi wesentlidi einfadier, in Anwendung 
der liberalen, konzertierten Planungsmethoden Groß
betriebe zu einer koordinierten Produktions- und Inve
stitionspolitik zu veranlassen als eine nidit unbedeu
tende Zahl von Klein- und M ittelbetrieben. Die für die 
Landwirtsdiaft erfolgreidi erprobte Methode der ted i
nisdien Popularisierung und d er Produktivitätssteige
rung läßt sidi nidit verallgem einern, da sie eng ver
bunden ist mit Zusdiüssen, Subventionen, Absatz
garantien usw. Die Regierung fühlte sidi andererseits 
hauptsädilich aus innenpolitisdien Erwägungen heraus 
verpfliditet, den Plan mit der Sozialpolitik zu ver
ketten, die Gewerksdiaften an seiner Ausarbeitung 
und Verwirklidiung stärker zu beteiligen, die Karte 
der Expansion als sozialen Faktor zu spielen, d. h. den 
A rbeitern ihre , eigene m aterielle Abhängigkeit von 
dem Sdiidssal der W irtsdiaft verständlidi zu madien. 
Hierzu muß der Plan begreiflidierweise eine gewisse 
politisdie Überzeugungskraft besitzen und ein W erk
zeug in den Händen der Regierung sein, d .h . mehr 
als nur eine konzertierte, gemeinsame W illenserklä
rung von Staat und W irtsdiaft.

So entstand in  versdiiedenen Kreisen die Tendenz, 
dem französisdien W irtsdiaftsplan wenigstens teil
weise einen obligatorisdien Charakter zu geben, im 
Notfälle die einzelnen Betriebe zu zwingen, sidi 
seinen Zielen zu unterwerfen. Einen ersten Vorstoß 
in dieser Riditung unternahm  General de Gaulle in 
einer Rundfunkanspradie, aus deren Text im letzten 
Augenblids: d ie  zu Rate gezogenen Sadiverständigen 
das W ort „obligatorisdi" entfernen lassen konnten. 
Ansdiließend erlaubte sidi der Premierminister ver- 
sdiiedene Anspielungen gleidier Art, ohne in der 
W irtsdiaft oder im Planungsamt ein bem erkenswertes 
Edio zu finden.

Niemand sd ie in t bisher überlegt zu haben, wie man 
Klein- und M ittelbetriebe zur Erfüllung von  Planungs
zielen zwingen kann, ohne die ganze W irtsdiaft 
einem m it der Demokratie kaum  zu vereinbarenden 
Dirigismus kommunisti'sdier A rt zu unterwerfen. Die 
Regierung begnügte sid i daher damit, die Frage vor
läufig offen zu lassen, d. h. sie behält s id i das Redit 
vor, einzugreifen, sobald in der einen oder anderen 
Form die Planungsziele allzu sta rk  vernadilässigt w er
den. W eldie Formen dieser Eingriff annehmen soll, 
steht vorläufig nodi nidit fest. W ahrsdieinlidi wird 
sidi hierbei im  Ernstfälle d ie  Regierung stä rker auf 
ihr m oralisdies als auf ihr juristisdies Gewidit ver
lassen, eher versudien, die Industriellen zu überreden.

als sie durdi Gesetze in die gew ünsditen Investitions
oder Produktionsbahnen zu lenken. Frankreidi ist sidi 
der Zwedcmäßigkeit seiner liberalen Planung zu 
sidier und ist audi auf deren Erfolg zu stolz, um sidi 
in absehbarer Zeit eine V erirrung in ein obligatori- 
sdies sowie antiliberales System zu leisten.

Verpflichtung des Unternehm ers zu r ko llek tiven  
N ützlichkeit

Dagegen liegt eine Versdiärfung der sozialen und 
kollektiven Verpfliditungen gewissermaßen in der 
Luft. M aßgebende W irtsdiaftssadiverständlge, die zu 
den Erfindern oder, besser gesagt, zu den Handwer
kern der konzertierten W irtsdiaft gehören, z.B. der 
ehemalige Euratom-Präsident und langjährige General
direktor der Staatsbahn, Louis Armand, im d der Gene
raldirektor eines großen staatlidien Finanzierungs
instituts, Blodi-Laine, treten  neuerdings mit entspre- 
dienden Ideen an die öffentlidikeit.

Ihr Grundgedanke ist, daß die Selbständigkeit des 
Unternehmers mit se iner Entsdieidungsfreiheit inner
halb des Betriebes nur dann bereditigt ist, wenn er 
seine w irtsdiaftlidie und soziale Funktion voll erfüllt, 
d. h. wenn er nidit nur für die Vollbesdiäftigung in 
der Expansion Sorge trägt, sondern audi produktiv 
seinen Beitrag zum kollektiven W ohlstand leistet. So 
erklärte Blodi-Laine unlängst vor einem Kreis junger 
Unternehmer — angeblidi ohne größeren W iderstand 
auszulösen —, d er Augenblidc w äre gekommen, an 
dem es unverm eidlidi und sogar selbstverständlidi 
wäre, gegen objektiv unfähige Unternehmer, d ie  ihren 
Betrieb nidit genügend m odernisieren und nidit, falls 
erforderlidi, auf dSe Erzeugung benötigter W aren um
stellen, ein gesetzlidies Enteignungsverfahren durdi
zuführen. Die rationelle Ausnützung der nationalen 
Produktionskapazität, die kollektive W ertsdiöpfung, 
w äre w iditiger als die absolute W ahrung des Eigen- 
tumredits.

Louis Armand legte seinerseits in  einem vor kurzem 
veröffentliditen Budi über die Zukunft der frahzösi- 
sdien W irtsdiaft dar, daß der Gewinn als soldier nidit 
autom atisdi eine Bereditigung für die ausgeübte 
W irtsdiaftstätigkeit sei. Ein Betrieb w äre n id it des
wegen gesund und vom Standpunkt der Volkswirt
sdiaft aus lebensbereditigt, weil er einen angemesse
nen oder gar hohen Gewinn abwerfe. Entsdieidend sei 
allein die soziale und kollektive N ützlidikeit des Un
ternehmens, dessen Gewinn gegebenenfalls eine Bela
stung der Gemeinsdiaft darzustellen vermöge. Armand 
dadite  vor allem an  die Gewinnspannen des Handels 
und an die häufig imnötige Einsdialtung des Zwi- 
sdienhandels, aber v ielieidit aud i an Industriebetriebe, 
die aus den versdiiedensten Gründen zu ihren  Gun
sten einen ihm übertrieben ersdieinenden A nteil des 
Sozialproduktes individualistisdi absdiöpfen. Selbst- 
verständlidi will Arm and diese Erwägungen n id it in 
ein straffes Sdiema zwängen. Es ist gewiß nidit seine 
Absidit, gewinnbringende Betriebe gewissermaßen als 
asoziale Ersdieinungen auszumerzen. Es geht ihm um 
die allgemeine W irtsdiaftspolitik, die seiner Über
zeugung nadi audi auf die volksw irtsdiaftlidien und 
sozialen Erfordernisse abgestellt w erden' soll.
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W eitere w irtsdiaftspolitisdie Diskussionen, die sidi 
übrigens nidit m ehr auf Frankreidi besdiränken, be
treffen die Notwendigkeit und die M öglidikeit einer 
sogenannten nationalen Lohnpolitik. Die Stabilität der 
Preise und das W irtsdiaftsgleidigew idit werden da
durdi gestützt, daß die modernen, konzentrierten und 
mit steigender Produktivität arbeitenden Betriebe in 
der Lage sind, ihren Belegsdiaften überdurdi'sdinitt- 
lidie Lohnsteigerungen zuzugestehen und hierm it auf 
die anderen Brandien anstediend w irken, d. h. eine 
gleidiartige, allgemeine Lohnbewegung auslösen. Will 
man die Stabilität bewahren, vermögen dieser Spitzen
gruppe die Verwaltung, der Dienstleistungssektor im 
eigenllidien Sinne imd audi die durdi die tedinisdie 
Entwidclung weniger begünstigten Industriezweige 
nidit zu folgen. Man hat dann lediglidi die W ahl zwi
sdien inflationistisdien Lohnsteigerungen und einer 
sidi ausbreitenden :sowie zu sozialen Explosionen 
führenden Unzufriedenheit.

Es wäre natürlidi denkbar, durdi die freie Konkur
renz einen A usgleidi zu sdiaffen, indem man auf die 
Preise der leistungsfähigen Betriebe drüdct, so daß sie 
aus Rüdtsidit aui den Absatz ihrer Erzeugnisse eine 
gemäßigte Lohnpolitik betreiben müssen. Diesen libe
ralen Hoffnungen sind jedodi verhältnism äßig enge 
Grenzen gesetzt, ln  den für den Konkurrenzwettkampf 
in Frage kommenden Ländern herrsdien ungefähr 
gleidiartige Verhältnisse. Außerdem gehen starke 
Konzentration und hohe Produktivität meistens Hand 
in  Hand mit mehr oder weniger direkten und mehr 
oder weniger monöpolisti'sdien M arktab'spradien. Es 
hat so als hödist unw ahrsdieinlidi zu gelten, daß sidi 
die international verfloditenen Herstellerfirm en von 
elektrisdien Kühlsdiränken, um nur ein Beispiel zu 
nennen, einen rüdcsiditslosen Konkurrenzkampf lie
fern, unter dem zusätzlidien Risiko, sid i Sdiwierigkei
ten mit ihren A rbeitern zu sdiaffen.

Die westlidie W elt und besonders die Europäisdie 
Gemeinsdiaft ist augenblidclidi von dem möglidien 
Optimum der freien Konkurrenz n id it mehr weit ent
fernt. M an darf übrigens darauf hinweisen, daß die 
tedmisdi fortsdirittlidien und produktiven Industrie
zweige in den letzten Jahren  ihre Preise relativ  oder 
absolut senkten und einen n id it kleinen Prozentsatz 
ihrer Produktivitätserfolge den V erbraudiern zugute 
kommen ließen, ohne deswegen ihre Lohnempfänger 
zu benaditeiligen. N ur handelt es sidi hierbei um 
Waren, die bei der Beredinung der Lebenshaltungs
kosten wenig ins Gewidit fallen; Das Budget des klei
nen Mannes is t w eitgehend durdi die Kosten der 
Lebensmittel, der Dienstleistungen, der W ohnung usw. 
bestimmt, d. h. durdi Ansgabequellen, d ie  n id it gerade 
von einer stürm isdien Produktivitätsentwidclung be
günstigt werden.

Sdiließlidi sd ieitert die freie Konkurrenz an der Lage 
des europäisdien Arbeitsmarktes. Die tedm isdi fort- 
sdirittlidisten Unternehmen arbeiten m it teueren Ma
sdiinen, die sie sd inell am ortisieren müssen und deren

Eine n a tion a le  L ohnpolitik  '
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...weil’s

vernünftig
ist!

Kohle und Koks
. . .  sind immer lieferbar - auch In Krisenzeiten 
, . .  schaffen ein gesundes, behagliches Wohnklima 
. . .sind und bleiben wirtschaftlich Im.Preis 
. . .  bieten Sicherheit beim Heizen 
. . .  gefährden das Grundwasser nicht

Heizgeräte für Kohle und Koks
. . .  haben besonders günstige Anschaffungskosten 
. . .  sind heute automatisch geregelt 
. . .  gewährleisten einen rentablen Dauerbetrieb 
. . .  sind störungssicher und haben eine lange Le

bensdauer
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Rentabilität einen hohen Ausnützungsgrad voraus
setzt. Diese Fabriken vermögen leichter erhöhte Löhne 
zu verkraften als eine Verkleinerung ihrer Produktion 
infolge Arbeitermangel. Der wichtigste Faktor ihrer 
Konkurrenzfähigkeit ist nicht das Lohnniveau, son
dern der Verwertungsgrad ihrer Anlagen.

All dies veranlaßte die französisdien Sachverständi
gen und auch den neuen Finanzminister V aléry 
Giscard d'Estaing zu dem Schluß, daß sich eine Lösung 
nur über eine sogenannte nationale Lohnpolitik fin
den läßt. Das Lohnniveau darf global nicht über einen 
mit der Stabilität der W irtschaft zu vereinbarenden 
Satz hinausgehen. Bestimmend für diesen Satz ist der 
globale nationale Produktivitätszuwachs, verringert 
um den Anteil der Eigenfinanzierung für zusätzlich 
der M odernisierung und der Expansion gewidmete In
vestitionen. Diejenigen Betriebe, die stärkere Produk
tivitätsfortschritte erzielen, müßten verpflichtet sein, 
ihre Preise entsprechend zu senken. Der französische 
M inister hofft — zunächst nodi reidilich theoretisch —, 
sein Ziel durch freiwillige V ereinbarungen zwischen 
der Wirtschaft, den Gewerkschaften und der Regie
rung zu erreichen, d. h. auf ein Zwangssystem verzich
ten zu können.

Diese Möglichkeit wird stark angezweifelt. Es ist un
geheuer schwierig, den Belegschaften moderner Be
triebe im  Interesse der Gemeinschaft Opfer aufzuerle
gen. Hiermit w ird einer der eingangs erwähnten 
Grundsätze der französischen Sozial- und Betriebs
politik erschüttert. Außerdem besteht keine Gewähr 
für eine indexmäßige Kompensation der Preisstei
gerungsfaktoren durch Preissenkungen. Im Dienst
leistungssektor w iid die durchschnittliche nationale 
Produktivitätszuwachsrate bei weitem nicht erreicht. 
Die durchschnittliche nationale Lohnerhöhung führt da
her dort zwangsläufig zu einer Teuerung. Hierzu 
kommt das allgemein als berechtigt anerkannte Be
streben der Landwirtschaft, den Anschluß an  die natio
nale Einkommensentwicklun'g wiederzufinden und den 
in  den letzten Jahrzehnten sogar eingetretenen 
Rückstand teilweise aufzuholen. Schließlich kann dar
auf hingewiesen werden, daß eine nationale Lohn
politik wohl einen einigermaßen ausgeglichenen 
Arbeiitsmarkt voraussetzt, so daß die Betriebe nicht 
vor dem Dilemma stehen, entweder höhere Löhne an
bieten zu müssen oder ihre Kapazität im rationell aus
nützen zu können.

Nicht wenige französische Beobachter befürchten da
her, daß die Regierung schließlich gezwungen wäre, zur 
Verwirklichung einer nationalen Lohnpolitik ein diri* 
gistisches System aufzubauen, d. h. die Löhne zu kon
trollieren, ebenso wie die Dividenden und die höheren 
Einkommen. Den Abschluß müßte dann zwangsläufig 
die Preiskontrolle bilden. Niemand denkt an eine der
artige W iederauferstehung des Dirigismus in Frank
reich. Vorläufig wird der Regierung daher nichts ande
res übrig bleiben, als sich mit Verhandlungen und 
Teilmaßnahmen zu begnügen, mit der ständigen Mah
nung an alle W irtschaftskräfte, durch ihre Lohn- und 
Gewinnpölitik nicht einer allen schädlichen Inflation 
Vorschub zu leisten.

D er A rbe itsm ark t: Schlüssel d er  K on ju nktur

Den Schlüs'sel für die französische Konjunktur, sowohl 
für die Expansion als auch für die Stabilität, bildet der 
Arbeitsm arkt. Bis auf weiteres besteht keine Infla
tionsgefahr infolge überhöhter Nachfrage oder unge
nügender Produktionskapazitäten noch seitens der 
Staatsfinanzen. Von seltenen Ausnahmen abgesehen 
läßt sich jede Nachfrage unschwer befriedigen, wenn 
nicht durch die eigene Produktion, dann durch die 
Einfuhr, der in Anbetracht der hohen Devisenvorräte 
keine Schranken gesetzt sind. Die Staatsfinanzen sind 
ausgeglichen. Der offiziell vorhandene Fehlbetrag von 
etwa 7 Mrd. NF erk lä rt sich ausschließlich durch die 
öffentliche Investitionstätigkeit und entspricht in nicht 
ganz ungefährlicher Form der Umwandliuig kurz
fristig verfügbarer Kapitalquellen in langfristige An
leihen der Staatskasse an die produktive Wirtschaft. 
Seit 1958 w ar der französische Staat jedenfalls nicht 
m ehr verpflichtet, selbst eine langfristige Anleihe auf
zulegen. Sein Kapitalbedarf kann ohne weiteres über 
Staatskassenscheine und Überschüsse der staatlichen 
Finanzinstitute (Sparkassen, Caisse des Dépôts et 
Consignations usw.) gedeckt werden.

Der schwache Punkt ist der Arbeitsm arkt, der V er
knappungserscheinungen vor allem für Facharbeiter 
erkennen läßt und d ie Löhne mit Inflationsgefahr in 
die Höhe treibt. Für diese Lage sind verschiedene 
Ursachen verantwortlich. Zunächst die bevölkerungs- 
mässige Entwicklung; Erst ab 1980 nimmt die sich 
auf absteigender Linie befindende arbeitsfähige Be
völkerung im Verhältnis zur inaktiven wieder zu, 
erst ab 1965 machen sich die stärkeren G eburtenjahr
gänge der Nachkriegszeit im Berufsleben bemerkbar. 
A ndererseits muß man beim französischen A rbeits
m arkt zwischen dem statistisch-theoretisdi vorhan
denen und dem tatsächlichen Angebot unterscheiden. 
Zwischen beiden Uegt eine ungenügende Beweglich
keit der A rbeitskräfte, d ie  davor zurückschrecken, 
ihren W ohnsitz zu verlassen, selbst wenn ihnen eine 
neue Unterkunft unter befriedigenden Bedingungen 
ängeboten wird. Das französische Wirtschaftsgleich- 
gewicht is t daher sehr eng mit der regionalen W irt
schaftsentwicklung verbunden, w as bedeutet, daß sich 
die neuen Fabriken zu den A rbeitskräften begeben 
müssen. N ur ist dies nicht immer ohne w eiteres mög
lich, da man gewisse Standortbedingungen nicht ver
nachlässigen kann.

Die stä rkste  Lücke besteht übrigens für Fachkräfte. 
Ungelernte oder schnell angelernte A rbeiter lassen 
sich unschwer auftreiben. Hierfür stehen drei Reser
voire zur Verfügung: die Landwirtschaft, d ie Frauen 
und die Einwanderung. Die beiden ersteren ¡erfordern 
allerdings zu ihrer Auswertung meistens eine dezen
tralisierte industrielle Niederlassungspolitik, wenn 
auch mit einer gewissen Einschränkung für landwirt
schaftliche Arbeitskräfte, d ie  teilweise gern, selbst 
auf größere Entfernung in die Städte ziehen. Bei der 
Einwanderung treten an die Stelle der etwas schwie
riger zu mobilisierenden Italiener langsam die Spanier 
und die Portugiesen, die sich beide gern endgültig 
in Frankreich niederlassen.
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Das kritisdiste. Problem für den Arbeitsm arkt, die 
Löhne und die Preise sind die Facharbeiter, um deren 
Schulung sich zwar die verschiedensten Kreise — Re
gierung, Handelskammern, Industrieverbände und 
Fabriken — eifrigst bemühen, die jedoch notwendiger
weise zunächst h inter den Erfordernissen zurückbleibt. 
Es ist bezeichnend, daß der französische Premier
minister vor einiger Zeit die W irtschaft aufforderte, 
ihre ProduktivitätBgewinne bevorzugt für die Berufs
ausbildung zu verwenden, da sie sich auf diese W eise 
von einem zunehmenden Lohndrucfc befreit. Nachdem 
dieses Problem inzwischen von allen Beteiligten klar 
erkaimt wurde, dürfte es in absehbarer Zukunft auch 
befriedigend gelöst werden.

Frankreich befindet sich jedoch in einer schwierigen 
Übergangsperiode, die wahrscheinlich bis 1965 an
dauert und seine Expansionsrate fühlbarer beschränkt 
als andere Konjunkturfaktoren wie Investitionen, 
Kredite, Nachfrage usw. Die von dem IV. Moderni-. 
sierungsplan für die Jah re  1962 bis einschließlich 1965 
festgesetzte Zuwachsrate von 25 Vo des Nationalpro
duktes ist demnach sowohl ein Minimum wie ein 
Maximum —  ein Minimum für die französischen Er
fordernisse zum Anschluß an die internationale Ent
wicklung sowie für die Produktivität und Modwni- 
sierung, die beide mit einer Expansion unweigerlich 
verbunden sind, ein Maximum im Hinblick auf den 
Arbeitsmarkt.

A llgem ein e K on ju n k tu rlage

Inzwischen darf die französische W irtschaft mit der 
gegebenen Konjunkturlage zufrieden sein. Die Ex
pansion entspricht den Planungszahlen. Im letzten 
Vierteljahr 1961 wurde gegenüber der Vergleichszeit 
des Vorjahres eine Zuwachsrate von über 6 “/o ver
wirklicht. In den letzten M onaten war die konjunk
turelle Verlangsamung in Frankreich geringer a}s in 
den meisten anderen M itgliedstaaten des Gemein
samen M arktes. Zahlreiche Anzeichen sprechen für 
die Beibehaltung dieser Tendenz.

überraschenderweise hatte  die politische Unsicherheit 
keinen bem erkenswerten Einfluß auf die Investitions
tätigkeit. Norm alerweise sollte der Friede in Algerien 
mit einer wirtschaftlichen Belebung verbunden sein. 
Es werden sich dann vo r allem an der Börse leichter 
Neuemissionen in Form von Aktien oder Obligationen 
zugunsten der W irtschaft unterbringeii lassen. Auch 
der A rbeitsm arkt könnte entlastet werden, einerseits 
durch die Verkürzung der M ilitärdienstzeit in Frank
reich, andererseits durch eine gewisse Rückwanderung 
aus Algerien und schließlich, dm Falle einer vernünf
tigen französisch-algerischen Assoziierung, durch eine 
neue Auswanderungswelle algerischer Arbeitsloser 
nach Frankreich.

Die Nachfrage zieht Nutzen aus einer unbestreitbar 
steigenden Kaufkraft. Es gibt in Frankreich erhebliche 
Bedarfsreserven, nicht nur im W ohnungssektor, vom 
Bau bis zu den Einrichtungsgegenständen, sondern 
auch für Textilien und andere W aren. Das individuelle 
Sparkapital nahm in letzter Zeit nicht unerheblich zu. 
Entsteht ein wirtschaftliches und politisches V ertrau

ensklima, ist seine Mobilisierung zugunsten des Ver
brauchs keineswegs ausgeschlossen. Dies bedeutet, 
daß die Konjunktur in Frankreich jederzeit einen 
ziemlich überraschenden und unvorhersehbaren Auf
trieb ZU erleben vermag.

Ein nicht zu unterschätzender Konjunkturfaktor ist der 
Außenliandel, der 1961 mit einer zum ersten Male seit 
1927 wieder aktiven Handelsbilanz (plus 3*/o) einen 
Rekordstand erreichte. Die bereits vorliegenden Auf
träge lassen eine günstige Exportentwicklung zumin
dest bis Ende 'des Jahres erwarten. Langfristige Pro
gnosen sind natürlich schwer möglich. Zum ersten Male 
wurde übrigens die französische Konjunktur export
abhängig. Ihre Verflechtung mit dem Gemeinsamen 
M arkt läßt sich nicht mehr übersehen. Trotz einer ge
wissen Unruhe auf dem Goldmarkt bei steigenden 
Kursen brachte die politische Unsicherheit der letzten 
M onate keine Verschlechterung der französischen 
Zahlungsbilanz. Nach Beseitigung der kurzfristigen 
Auslandsschulden und nach vorzeitigem Abbau der 
m ittelfristigen Schuld überstiegen im Februar 1962 die 
Gold- und Devisenreserven Frankreichs einen Betrag 
von 3 Mrd. Dollar. Zum ersten Male mußte sich Ende 
Februar die Organisation für Wirtschaftliche Zusam
menarbeit und Entwicklung (OECD) mit den Deyisen- 
übenschüssen Frankreichs befassen, nachdem während 
v ieler Jahre das Land auf der anderen Seite der 
Barrikade den internationalen W irtschaftsorganisati
onen Sorge bereitete.

Wichtig für die internationale Konkurrenzfähigkeit 
Frankreichs ist schließlich der neuerdings beschleunigt 
durchgeführte Konzentrationsprozeß, nicht nur in der 
Industrie, sondern auch im Handel. Ganz allgemein 
w ird die Priorität der Rationalisierung und der Pro
duktivität anerkannt. Nicht wenige Besitzer von 
Familienbetrieben sind bereit, ihr ihre persönlichen 
Wünsche unterzuordnen und Fusionen durchzuführen. 
Einige Fachverbände geben sich große Mühe, Kon
zentrationen zustande zu bringen, teilw eise sogar mit 
finanzieller Unterstützung durch Gesellschaften, die 
von den V erbänden für diesen Zweck gegründet 
wurden. Ein interessantes, dem Handelsbereich ent
nommenes" Beispiel beleuchtet die psychologischen 
V erhältnisse: Der Generalagent einer d er größten 
französischen Brauereien w urde von dieser Firma er
mächtigt, gleichzeitig eine belgische und eine deutsche 
Biermarke zu vertreiben. Dasselbe Unternehmen 
sicherte sich den Vertrieb einer W einfirma und wird 
in Kürze auch M ineralwasser in sein Programm auf
nehmen. Der Großhandel mit Konsumweinen befindet 
sich bereits in wenigen Händen. Alle kleineren M ar
ken haben nur noch die W ahl zwischen dem Zusam
menschluß und der Verdrängung.

Frankreich strebt auf sämtlichen Gebieten nach inter
nationalen oder zumindest nach europäischen Größen
ordnungen. Hierin liegt zweifellos die beste Gewähr 
für eine dauerhafte internationale Konkurrenzfähig
keit, natürlich unter der Voraussetzung, daß es den 
verantwortlichen Stellen gleichzeitig gelingt, ein 
Höchstmaß der Expansion mit einem Mindestmaß der 
Stabilität zu vereinbaren.

1 9 6 2 /V 219


